
 

Gesetzliche Grundlagen 

 Arbeitssicherheit und Gesundheitsschutz bei Fernsehteams 

 

Bundesverband der Fernsehkameraleute e.V. (BVFK) 
Geschäftsführender Vorstand: Frank Trautmann, BVFK zert. (1. Vorsitzender), Sven Schaale 

Amtsgericht Charlottenburg, Registernummer: VR 32245 B 
Bankverbindung: Kreissparkasse Köln   IBAN:  DE 6637 0502 9903 7055 6006 
 

 

DGUV Vorschrift 1 

 

§ 6  Zusammenarbeit mehrerer Unternehmer 
(1) Werden Beschäftigte mehrerer Unternehmer oder selbständige Einzelunternehmer an einem 

Arbeitsplatz tätig, haben die Unternehmer hinsichtlich der Sicherheit und des 

Gesundheitsschutzes der Beschäftigten, insbesondere hinsichtlich der Maßnahmen nach § 2 
Absatz 1, entsprechend § 8 Absatz 1 Arbeitsschutzgesetz zusammenzuarbeiten. Insbesondere 

haben sie, soweit es zur Vermeidung einer möglichen gegenseitigen Gefährdung erforderlich ist, 
eine Person zu bestimmen, die die Arbeiten aufeinander abstimmt; zur Abwehr besonderer 

Gefahren ist sie mit entsprechender Weisungsbefugnis auszustatten. 

(2) Der Unternehmer hat sich je nach Art der Tätigkeit zu vergewissern, dass Personen, die in seinem 
Betrieb tätig werden, hinsichtlich der Gefahren für ihre Sicherheit und Gesundheit während ihrer 

Tätigkeit in seinem Betrieb angemessene Anweisungen erhalten haben. 
 

§ 7  Befähigung für Tätigkeiten 

(1) Bei der Übertragung von Aufgaben auf Versicherte hat der Unternehmer je nach Art der 
Tätigkeiten zu berücksichtigen, ob die Versicherten befähigt sind, die für die Sicherheit und den 

Gesundheitsschutz bei der Aufgabenerfüllung zu beachtenden Bestimmungen und Maßnahmen 
einzuhalten. Der Unternehmer hat die für bestimmte Tätigkeiten festgelegten 

Qualifizierungsanforderungen zu berücksichtigen. 

(2) Der Unternehmer darf Versicherte, die erkennbar nicht in der Lage sind, eine Arbeit ohne Gefahr 
für sich oder andere auszuführen, mit dieser Arbeit nicht beschäftigen. 
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Zusammenarbeit verschiedener Arbeitgeber 

(1) Beabsichtig der Arbeitgeber in seinem Betrieb Arbeiten durch eine betriebsfremde Person 

(Auftragnehmer) durchführen zu lassen, so darf er dafür nur solche Auftragnehmer heranziehen, die 
über die für die geplanten Arbeiten erforderliche Fachkunde verfügen. Der Arbeitgeber als 

Auftraggeber hat die Auftragnehmer, die ihrerseits Arbeitgeber sind, über die von seinen 
Arbeitsmitteln ausgehenden Gefährdungen und über spezifische Verhaltensregeln zu informieren. 

Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber und andere Arbeitgeber über Gefährdungen durch seine 

Arbeiten für Beschäftige des Auftraggebers und anderer Arbeitgeber zu informieren. 
(2) Kann eine Gefährdung von Beschäftigten anderer Arbeitgeber nicht ausgeschlossen werden, so 

haben alle betroffenen Arbeitgeber bei ihren Gefährdungsbeurteilungen zusammenzuwirken und 
die Schutzmaßnahmen so abzustimmen und durchzuführen, dass diese wirksam sind. Jeder 

Arbeitgeber ist dafür verantwortlich, dass seine Beschäftigten die gemeinsam festgelegten 

Schutzmaßnahmen anwenden. 
(3) Besteht bei der Verwendung von Arbeitsmitteln eine erhöhte Gefährdung von Beschäftigten anderer 

Arbeitgeber, ist für die Abstimmung der erforderlichen Schutzmaßnahmen durch die beteiligten 

Arbeitgeber eine Koordinator / eine Koordinatorin schriftlich zu bestellen. Sofern aufgrund anderer 
Arbeitsschutzvorschriften bereits ein Koordinator / eine Koordinatorin bestellt ist, kann dieser / diese 

auch die Koordinationsaufgaben nach dieser Verordnung übernehmen. Dem Koordinator / der 
Koordinatorin sind von den beteiligten Arbeitgebern alle erforderlichen sicherheitsrelevanten 

Informationen zu den festgelegten Schutzmaßnahmen zur Verfügung zu stellen. Die Bestellung eines 

Koordinators / einer Koordinatorin entbindet die Arbeitgeber nicht von ihrer Verantwortung nach 
dieser Verordnung.  


